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Der VFS Hannover – der Verein zur Förderung der Steuerrechtswissenschaft an der Leibniz 
Universität Hannover - möchte an der Leibniz Universität Hannover die erste Tax Law Clinic 
Deutschlands einrichten. Die Finanzverwaltung hält dies aber für unzulässig. Jetzt hat der Ver-
ein eine Klage beim Niedersächsischen Finanzgericht erhoben. 
 
Law Clinics oder Legal Clinics sind in Deutschland mittlerweile ein fester Bestandteil der 
Ausbildung an den meisten juristischen Fakultäten. Die dort stattfindende unentgeltliche 
Rechtsberatung durch Studierende unter Anleitung eines Rechtsanwalts bietet eine gute Mög-
lichkeit, bereits im Studium das theoretisch Gelernte auch praktisch anzuwenden.  
 
Die bestehenden Legal Clinics stützen sich auf § 6 des Rechtsdienstleistungsgesetzes 
(RDG). Danach sind unentgeltliche Rechtsdienstleistungen erlaubt, allerdings nur, wenn die 
Rechtsdienstleistung durch einen Volljuristen oder unter dessen Anleitung erfolgt. Aufgrund 
dieser Regelung können auch Studierende (ggf.  im Rahmen eines Vereins) unter Anleitung 
eines Volljuristen unentgeltliche Rechtsdienstleistungen erbringen. Bereits seit 2010 gibt es 
deshalb an der Leibniz Universität Hannover die Legal Clinic, in der Studierende anderen Stu-
dierende etwa bei miet- oder arbeitsrechtlichen Fragen Hilfestellung leisten, seit 2015 existiert 
außerdem eine sehr engagierte Refugee Law Clinic, in der Studierende ratsuchenden Ge-
flüchteten rechtlich zur Seite stehen. An anderen Universitäten bestehen studentische Law 
Clinics für Start ups, für Menschenrechte und sogar für Strafrecht. 
 
Eine Tax Law Clinic, also eine unentgeltliche studentische Rechtsberatung im Steuerrecht 
existiert bisher noch nicht, obwohl es auch zahlreiche steuerrechtliche Fragen unter den Stu-
dierenden gibt. Der Errichtung einer Tax Law Clinic soll § 2 des Steuerberatungsgesetzes 
(StBerG) im Wege stehen, der im Steuerrecht neben dem RDG findet und nach dem die 
Hilfeleistung in Steuersachen geschäftsmäßig nur von Personen und Vereinigungen ausgeübt 
werden darf, die hierzu befugt sind. Befugt sind insbesondere Steuerberater und Rechtsan-
wälte und entsprechende Gesellschaften, nicht aber Studierende oder ein studentischer Ver-
ein, selbst wenn eine Anleitung durch Rechtsanwälte oder Steuerberater erfolgt. Dementspre-
chend haben das Niedersächsische Finanzministerium, die Steuerberaterkammer Nie-
dersachen und zuletzt das für den Verein zuständige Finanzamt Hannover-Nord die Ein-
richtung einer Tax Law Clinic auf Anfrage des VFS Hannover unter Verweis auf diese Vor-
schrift als unzulässig angesehen.  
 
  



Das Verbot des § 2 StBerG entspricht jedoch im Wesentlichen dem des früheren Art. 1 § 1 
des Rechtsberatungsgesetzes (RBerG), dessen enge Auslegung das BVerfG im Jahr 
2004 im Hinblick auf die unentgeltliche Rechtsberatung durch berufserfahrene Juristen als 
verfassungswidrig angesehen hat (Beschluss vom 29. Juli 2004 - 1 BvR 737/00, 
www.bverfg.de). Anders als das RBerG, das infolge dieser verfassungsgerichtlichen Recht-
sprechung im Jahr 2008 durch das liberalere RDG ersetzt wurde, wurden die Regelungen über 
die unentgeltliche Steuerberatung im StBerG, die wie das frühere RBerG aus der NS-Zeit 
stammen, bislang nicht geändert. 
 
Der VFS Hannover ist der Auffassung, dass die Ausführungen des BVerfG zum RBerG 
in gleicher Weise für das StBerG gelten und hat daher nun beim Niedersächsischen Fi-
nanzgericht Klage gegen das dortige Verbot einer unentgeltlichen Steuerrechtsbera-
tung mit dem Ziel der Feststellung eingereicht, dass der Verein im Rahmen einer Tax Law 
Clinic unentgeltliche Hilfe in Steuersachen durch Studierende unter Anleitung von Rechtsan-
wälten leisten darf.  
 
 
 

Der VFS Hannover - Verein zur Förderung der Steuerrechtswissenschaft an der Leib-
niz Universität Hannover e.V. - wurde im März 2015 gegründet und beabsichtigt, das 
steuerrechtliche Angebot außerhalb des Lehrplans aufzustocken, um Studierende und 
Referendare für das Steuerrecht zu interessieren und ihnen ein gewisses Gespür für 
das Rechtsgebiet und seine Bedeutung zu vermitteln. 
 
Darüber hinaus bemüht sich der Verein darum, die Attraktivität des „Steuerstandortes 
Hannover“ durch zahlreiche Aktivitäten zu erhöhen. Dadurch hat er sich bereits in kur-
zer Zeit mit über 200 Mitgliedern aus Beratung, Verwaltung, Unternehmen, Gerichten 
und Studierendenschaft zu einem – bisher nicht vorhandenem – Netzwerk für steuer-
rechtlich Interessierte in Hannover entwickelt. 
 
Der VFS Hannover bietet Studierenden und Referendaren ebenso wie steuerrechtli-
chen Praktikern aus Beratung, Unternehmen, Verwaltung und Gerichten zahlreiche 
Möglichkeiten, sich auf dem Gebiet des Steuerrechts fortzubilden und Kontakte zu 
knüpfen. Ein- bis zweimal im Jahr finden für Studierende Seminarfahrten nach Ber-
lin bzw. München statt, die von der Juristischen Fakultät als Begleitveranstaltung der 
steuerrechtlichen Vorlesung regelmäßig bezuschusst werden und die für studentische 
Mitglieder des VFS Hannover vollständig kostenfrei sind. Zusammen mit dem Institut 
für Finanz- und Steuerrecht der Universität Osnabrück bietet der Verein einen mehrtä-
tigen Crashkurs zum Unternehmenssteuerrecht an. Regelmäßige Symposien und 
„Jour Fixes“ informieren über die aktuellen steuerrechtlichen Themen der Praxis und 
Wissenschaft.  

 
 
 
Weitergehende Informationen zu der geplanten Tax Law Clinic und der Feststellungsklage 
erhalten Sie auf der Website des VFS Hannover unter http://vfs-hannover.de/projekte/tax-
lawclinic/. Für Fragen steht Ihnen der Vereinsvorsitzende Dr. Thomas Keß 
(thomas.kess@vfs-hannover.de) gerne zur Verfügung. 
 
 


